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Wir laden zur Pränumeration auf das zweite Semeſter der N. d der N. age 
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Zur Frage der Ausſtellung von Amtszeugnillen über die zur 
Vertretung von Bereinen berechtigten Perſonen. 


8 die bloße Thatſache handelt, 
Gleichzeitig erlauben wir uns, diejenigen geehrten Abonnenten, ge een 


welche mit ihrer Einzahlung für frühere Quartale noch im Rückſtande 


Mitglieder des Vereinsvorſtandes und ſpeciell der 


8 i en ee N. und der N. als zur Vertretung des Vereines nach Außen berufen 
Der Betrag für dieſes Semeſter iſt für die Zeitſchrift ſammt 


namhaft gemacht worden ſind.“ 

Auf ein Geſuch um ämtliche Beſtätigung in Bezug auf den 
Wirkungskreis oder die ſpeciellen Berechtigungen von Mitgliedern des 
Vereinsvorſtandes iſt nicht einzugehen — inſoferne es ſich nicht um 
welche Perſonen als zur Vertretung des 
Vereines nach außen berechtigt der Behörde angezeigt worden ſind — 
weil in Bezug auf den Wirkungskreis und die ſpeciellen Berechtigungen 
der Functionäre eines Vereines nur die Vereinsſtatuten maßgebend ſind 
und es der k. k. . .. nicht zuſteht, in dieſer Beziehung Schluß⸗ 
faſſungen aus den Statuten zu machen und hierüber den Vereinen 
oder anderen Parteien förmliche Urkunden oder Amtsbeſtätigungen hin⸗ 
auszugeben. — Aus demſelben Grunde iſt auch die Ausfertigung ſolcher 
Amtsbeſtätigungen, womit von der Polizeibehörde auszugsweiſe der 
Inhalt von Vereinsſtatuten in anderen Beziehungen beurkundet 
werden ſoll, unzuläſſig. In etwaigen, in dieſen Richtungen an die 
k. k. . . gelangenden Geſuchen von Vereinen oder Paxteien wird daher 
den Geſuchſtellern zu bedeuten ſein, daß es ihnen überlaſſen werden 
muß, zu dem beabſichtigten Gebrauche die Originalſtatuten, wovon jedem 
Vereine ohnehin ein Exemplar amtlich zukommt, oder notariell beglau⸗ 
bigte Abſchriften oder Auszüge zu verwenden. 

Bezüglich der dem Vereinspatente vom Jahre 1852 unter⸗ 
liegenden Vereine unterliegt es bei dem gemäß § 22 dieſes Aller⸗ 
höchſten Patentes der Staatsverwaltung vorbehaltenen Auffſichtsrechte 
keinem Anſtande, von was immer für einem Vereine oder einer Gejell- 
ſchaft die Anzeige über die Zuſammenſetzung des Vereins- oder Geſell⸗ 
ſchaftsvorſtandes abzuverlangen, um auf Grund der hienach erſtatteten 
Anzeige ein an die k. k. . .. gelangtes Geſuch um behördliche Aus⸗ 
kunft über die thatſächliche Zuſammenſetzung eines ſolchen Vorſtandes 
entſprechend beſcheiden zu können, wobei übrigens — wie bei den Ver⸗ 
einen nach dem Vereinsgeſetze vom Jahre 1867 — ſich nur auf die 
in Form eines Beſcheides ertheilten thatſächlichen Auskünfte zu beſchränken 


Die Praxis der politiſchen Behörden in dieſer Beziehung iſt eine und in eine Beſtätigung über den Inhalt von Statuten nicht einzugehen 


ſehr ſchwankende und ungleichmäßige, und doch ſind die Fälle ſehr 


häufig, in welchen Geſellſchaften und Private bei den Behörden bald 
der erſten, bald der zweiten Inſtanz um Ausfertigung ſolcher Amts⸗ 
zeugniſſe, die fie im Rechtsverkehre, insbeſondere in Proceſſen, zu Grund⸗ 
buchseingaben u. dgl. benöthigen, einſchreiten. 

Die k. k. niederöſterreichiſche Statthalterei in Wien hat nun an⸗ 
läßlich mehrerer ſpecieller Fälle die k. k. Polizeidirection in Wien mit 
Erlaß vom 26. Jänner 1883, Z. 86, folgende Geſichtspunkte bei 
ſolchen Anläſſen zu beobachten angewieſen. 

„Was die auf Grund des Vereinsgeſetzes vom Jahre 
1867 beſtehenden Vereine betrifft, ſo unterliegt es keinem Anſtande, 
daß von Seite der k. k. Polizeidirection über Geſuche in der Form eines 


fein wird.“ 

In einem ſeither vorgekommenen Falle, wo eine auf Grund des 
Vereinspatentes vom Jahre 1852 beſtehende Geſellſchaft mit ihrem 
Anſuchen um Ausfertigung eines Amtszeugniſſes über die zur Firma⸗ 
zeichnung berechtigten Perſonen im Recurswege auch von der k. k. nieder⸗ 
öſterreichiſchen Statthalterei abgewieſen wurde, worauf die Geſellſchaft 
den Recurs an das k. k. Miniſterium des Innern ergriff, hat dieſes 
Miniſterium mit Erlaß vom 8. Juni 1883, Z. 7405, die abweisliche 
Erledigung der Landesſtelle beſtätigt und bei dieſem Anlaſſe hinzuge⸗ 
fügt: „Es unterliegt jedoch keinem Anſtande, daß Vereinen über ein 
entſprechendes Einſchreiten von dem landesfürſtlichen Commiſſär 
oder von der Vereinsbehörde die Beſtätigung ertheilt wird, daß die 
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von ihnen vorgelegten Statuten die zur Zeit in Wirkſamkeit 
ſtehenden Statuten ſind.“ 

Es wäre intereſſant, die diesbezügliche Praxis der anderen Lan⸗ 
desbehörden in dieſer für den Rechtsverkehr nicht ganz irrelevanten 
Frage kennen zu lernen. F. . 


Ber Perkehr mit Maffen zwiſchen Tirol-Borarlberg und dem 
Auslande 


Aus Anlaß der von der Finanzbehörde aufgeworfenen Frage, ob 
zur Einführung eines Jagdgewehres nach Tirol, welches ein Reiſender 
mit ſich führt, ein Waffengeleitſchein erforderlich ſei, hat die Statt— 
halterei in Innsbruck nachſtehender Auſchauung Ausdruck gegeben: 

„Nachdent in Deutſchtirol und Vorarlberg weder das Waffen- 
patent vom 18. Jänner 1818, noch jenes vom 23. October 1852 in 
Wirkſamkeit find, iſt auch der Verkehr mit Waffen im Innern des Lan⸗ 
des keinerlei Beſchränkungen unterworfen. Hingegen finden die in den 
Durchführungs⸗ und Nachtragsverordnungen zum Waffenpatente vom 
29. Jänner 1853, R. G. Bl Nr. 16, und 11. Februar 1860, 
R. G. Bl. Nr. 39, normirten Beſchränkungen, inſoweit ſelbe den aus⸗ 
wärtigen Waffenverkehr betreffen, laut ausdrücklicher Beſtimmung des 
Staatsminiſterialerlaſſes vom 11. Auguſt 1865, Z. 15.135 1555, auch 
auf Deutſchtirol und Vorarlberg Anwendung, ſo daß zur Einfuhr von 
Waffen aus dem Auslande auch für Deutſchtirol und Vorarlberg ein 
Waffengeleitſchein erforderlich ift. Da die bezogenen Vorſchriften hiebei 
keinen Unterſchied in Betreff Art und Menge der einzuführenden Waffen 
machen, dürfte dieſe Beſtimmung, wenn man blos auf den Wortlaut 
Rücksicht nimmt, auch auf die Einführung eines Jagdgewehres, welches 


ein ausländiſcher Reiſender mit ſich führt, zur Anwendung zu kommen 


haben. Wenn man jedoch erwägt, daß ſelbſt in jenen Ländern, in welchen 
die Beſchränkungen des Waffentragens nach dem Waffenpatente gelten, 
gewiſſe Perſonen einer Bewilligung zum Waffentragen gar nicht benö- 
thigen, ſo dürfte vom adminiſtrativen Standpunkte der Schluß nicht 
unbegründet ſein, daß einem Reiſenden, der aus dem Auslande zu ſei— 
nem Vergnügen — um ſich an einer Jagd zu betheiligen — ein Jagd— 
gewehr mitbringt, in Nordtirol und Vorarlberg, wo eben eine Bejchrän- 


kung im Waffentragen nicht beſteht, die Verpflichtung zur vorherigen 


Einholung eines Waffengeleitſcheines nicht auferlegt werden ſollte. End⸗ 
lich müſſe bemerkt werden, daß hinſichtlich des Schießſtandsweſens, 
beziehungsweiſe hinſichtlich der Scheibengewehre an der deutſchen und 
an der ſchweizeriſchen Grenze vollſtändige gegenſeitige Freizügigkeit be⸗ 
ſteht, inſoferne ein Freiſchiezen für in- und ausländiſche Schützen ver⸗ 
Yautbart iſt, eine Gepflogenheit, wel he weſentlich zur Hebung des 
Schießweſens beiträgt und auch von Seite des Finanzminiſteriums eine 
beſondere Würdigung erfahren hat, indem dasſelbe mit Erlaß 3. 16.136 
vom 7. Juni 1880 im Einvernehmen mit dem Reichs-Kriegsminiſterium 
und dem Miniſterium des Innern geſtattete, daß die an der ſchweize⸗ 
riſchen Grenze gelegenen Zollämter die von ausländiſchen Schützen zum 


Scheibeuſchießen nach Tirol und Vorarlberg mitgebrachten Patronen in 


einer 200 Stück für jeden Schützen nicht überſteigenden Menge ohne 
beſondere Bewilligung in Verzollung nehmen dürfen.“ 

Nach gepflogenen Erhebungen über den factiſchen Vorgang bei 
den politiſchen Behörden haben das k. k. Miniſterium des Innern laut 
Erlaſſes vom 25. März 1884, 3. 4800, und das k. k. Finanzmini⸗ 
ſterium feſtgeſetzt, daß in Nordtirol und Vorarlberg nur der auswärtige 
Waffenverkehr, d. i. die Ein- und Durchfuhr von Waffenſendungen, den 
feftgeſetzten Beſchränkungen, reſpeetive Bedingungen unterliegt, daher 
es für Jagdgewehre, welche ausländiſche Reiſende bei ihrem Eintritte 
nach Nordtirol und Vorarlberg zu ihrem Vergnügen mitführen, es eines 
Waffengeleitſcheines ebenſo wenig bedarf, wie für die Scheibengewehre 
der bayeriſchen und ſchweizeriſchen, nach Nordtirol und Vorarlberg kom— 
menden Schützen. 

In Südtirol aber, d. h. im Gebiete der ehemaligen Kreiſe von 


Trient und Roveredo, woſelbſt durch das Waffeupatent ex 1818 (Prov. | 


Geſ. Sammlung für Tirol und Vorarlberg, J. 1818, S. 723) das 
Tragen von Waffen von einer beſonderen Bewilligung abhängig gemacht 


wurde, ſind ausländiſche Reiſende für die von ihnen mitgeführten Jagd⸗ 
jedenfalls zur Beibringung von 
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gewehre und Scheibenſtutzen u. ſ. w. 
Geleitſcheinen zu verhalten. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


iſt die Angabe eines rechtmäßigen Titels nicht erforderlich und 
ſpricht die Vermuthung für die Redlichkeit des Beſitzes. (Ent: 
ſcheidung in Servitutenangelegenheiten.) 

Seit dem Jahre 1862 behängt eine verwickelte Servitutenver⸗ 
handlung, in welcher 

I. die Weiderechte der Familie F. in einem Walde der Negola 
von P. zwar nicht im Principe und rückſichtlich der Viehanzahl und 
Weidedauer, wohl aber hinſichtlich der Ausdehnung des belaſteten Objectes 
ſtreitig find. 

Die Familie F. gründet ihre Anſprüche hauptſächlich auf eine 
Urkunde aus dem Jahre 1599, welches ſich als ein ſchiedsrichterliches 
Urtheil in Betreff einer Weideſtreitigkeit im fraglichen Walde darſtellt, 

und auf Ausſagen von Zeugen. 

Im Jahre 1879 meldete dieſe Familie 

[I. noch andere Servitutsrechte des Holz- und Streubezuges 
aus obigem Objecte auf Grund der bezeichneten Urkunde und der 
Erſitzung an. 

Bei der Schlußverhandlung im Jahre 1882 haben die Vertreter 
der Regola den Beſtand der letzterwähnten Rechte negirt, indem hievon 
in dem Schiedsſpruche vom Jahre 1599 keine Erwähnung erfolgt; ſie 
baſiren daher auf keinem geſetzlichen Titel und können ſomit im Sinne 
des 8 12, Abſatz 1 *) des Patentes vom Jahre 1853 nicht berückſichtigt 
werden; übrigens wäre deren Ausübung heimlich ohne Wiſſen der 
Regola erfolgt. 

Die Localcommiſſion beantragte 

ad J. die Entſcheidung hinſichtlich der Ausdehnung des belaſteten 
Objectes im Sinne des Petitums der Familie F. und 

:d II. Zuerkennung der beanſpruchten Rechte, weil ſelbe durch 
die für die Erſitzung erforderliche Zeit ruhig und ungeſtört ausgeübt 
worden ſind. Die Einwendung, daß dieſe Rechte in der Urkunde vom 
Jahre 1599 nicht erwähnt werden und daß ſie demnach im Sinne des 
S 12 des Patentes nicht berückſichtigt werden können, ſei nicht begrün⸗ 
det, weil der citirte Paragraph nicht ausſchließt, daß beim Vorhanden⸗ 
fein einer Urkunde andere-Rechte aus dem Titel der Erſitzung erworben 
werden können 

Die Grundlaſten⸗Ablöſungs⸗ und Regulirungs⸗Landescommiſſion 
für T. und V. in J. entſchied unterm 10. März 1883, 3. 21.657, 
ad I. im Sinne des Petites der Familie F., au II. wurden die ange⸗ 
ſprochenen Holz- und Streubezugsrechte aberkannt, vornehmlich aus dem 
Grunde, weil der Familie F. der Inhalt der Urkunde vom Jahre 1599 
bekannt war und ihr daher die bona fides zur Erſitzung fehlte. 
(S 1460 a b. G. B.) 

Bei der Berathung der Landescommiſſion wurde auch die Anſicht 
vertreten, daß gegen den Titel der Urkunde vom Jahre 1599 überhaupt 
keine anderen Rechte erworben, reſp. erſeſſen werden können. 

Eine andere, in der Minorität gebliebene Meinung wurde folgen⸗ 
dermaßen begründet: 

„Nach dem Ergebniſſe der Zeugenausſagen hat die Familie F. 
die angeſprochenen Rechte zum Laub-, Streu- und Holzbezuge aus dem 
Walde der Regola ſeit Menſchengedenken, reſp. ſeit 30—40 Jahren 
vor dem Jahre 1853 ausgeübt. Der Erſitzungsbeweis ſei demnach als 
erbracht anzuſehen, um fo mehr als nach § 323 a b. G. B. die Präten⸗ 
denten die rechtliche Vermuthung eines giltigen Titels für ſich haben 
und im Sinne des § 1477 bei der praescriptio longissimi temporis 
die Angabe eines Titels nicht erforderlich ſei. Die Beſtimmungen des 
8 12 des Patentes vom 5. Juli 1853 finden in dieſem Falle keine 
Anwendung, denn nur die vertragswidrige Ausübung eines und des⸗ 
ſelben Rechtes kann dem Berechtigten nicht zu Gute gerechnet werden. 
Dieſer Paragraph ſchließe aber nicht aus, daß ein Recht aus dem Titel 
des Vertrages und andere Rechte aus einem anderen Titel erworben 
und zuerkannt werden können. Der Beweis der mala fides liege der 
Gegenpartei ob. Dieſer Beweis könne aber nicht durch die einfache Vor⸗ 
lage der Urkunde vom Jahre 1599 als erbracht angeſehen werden. 
Seit der Aufnahme dieſer Urkunde ſeien nahezu drei Jahrhunderte ver⸗ 


8 der Erſitzung durch 30—40jährige Ausübung des Rechtes 


*) „In keinem Falle darf die Ausübung des Rechtes, inwieweit fie ver⸗ 


| tragswidrig oder, wenngleich dem Vertrage gemäß, die geſetzlichen Beſtimmungen 
überſchritten hat, dem Berechtigten zu Gute gerechnet werden.“ 


ſtrichen und aus dem bloßen Umſtande, daß in fraglicher Urkunde den 
F. das jus buscandi unterſagt wurde, die mala fides abzuleiten, ſei 
eine gewagte Behauptung. Die mala fides müſſe gerichtsordnungsmäßig 
nachgewieſen werden. Dieſer Beweis liege aber nicht vor und daher ſei 
die Zuerkennung der erwähnten Rechte auf Grund der Erſitzung aus⸗ 
zuſprechen.“ 

Die zur Entſcheidung nach § 34 des kaiſ. Patentes vom 5. Juli 
1853 im Miniſterium des Innern beſtehende Commiſſion hat unterm 
6. Jänner 1884, 3. 11.517, dem Recurſe in Betreff der von der 
Landescommiſſion aberkaunten Servitutsrechte Folge gegeben, „nachdem 
der Erſitzungsbeweis hinſichtlich dieſer Rechte als erbracht anzuſehen iſt 
und weil bei der Erſitzung durch 30- oder 40 jährige Ausübung des 
Rechtes laut § 1477 a. b. G. B. die Angabe eines rechtmäßigen Titels 
nicht erforderlich iſt, die Unredlichkeit des Beſitzes hinſichtlich der heutigen 
Rechtsanſprecher aber nicht erwieſen iſt, daher gemäß $ 328 a. b. G. B. 
die Vermuthung für die Redlichkeit des Beſitzes ſpricht.“ F. K. 


Bei einer Executionsführung gegen eine Gemeinde können, bevor 

der den Gemeinden zunächſt übergeordnete Vertretungskörper 

(Bezirksausſchuß oder Landesausſchuß) von dem bewilligten erſten 

Executionsſchritte verſtändigt iſt, weitere Executionsgrade nicht 
bewilligt werden. 


In der Executionsſache des Johann J. gegen die Gemeinde M. 
peto. 58 fl. 10 kr. hat das k. k. Bezirksgericht in S. dem Johann J. 
über ausgewieſenen erſten Executionsgrad mit Beſcheid vom 8. Auguſt 
1882, 3. 4011, die executive Abſchätzung der der genannten Gemeinde 
gehörigen Realitäten Nr.⸗C. 6 in M. und Nr.-C. 1 in P. bewilligt 
und den Vollzugstermin auf den 25. Auguſt 1882 angeordnet. 

Ueber den Recurs der S.'er Bezirksvertretung hat das k. k. Ober⸗ 
landesgericht in Prag mit Erledigung vom 7. September 1882, Z. 25.926, 
den angefochtenen Beſcheid zu beheben und dem k. k. Bezirksgerichte zu 
verordnen befunden, vorerſt den Beſcheid über die Bewilligung der Ein— 
verleibung des executiven Pfandrechtes vom 12. Juli 1882, Z. 3596, 
dem Ausſchuſſe der S.’er Bezirksvertretung gehörig zuzuſtellen und ſohin 
das weitere geſetzliche Amt zu handeln; weil nach dem Juſtizminiſterial⸗ 
Erlaſſe vom 29. April 1864, Z. 3563, von der Bewilligung des-erften 
Executionsſchrittes gegen eine Gemeinde der derſelben geſetzlich zunächſt 
übergeordnete Vertretungskörper gleichzeitig mit der Ausfertigung der 
diesfälligen Bewilligung zu dem Zwecke in Kenntniß zu ſetzen iſt, damit 
derſelbe die etwa im adminiſtrativen Wege dienlichen Einleitungen treffen 
könue, dieſer Zweck aber dann vereitelt werden würde, wenn dieſe Ver⸗ 
ſtändigung im Laufe des Executionsverfahrens erſt ſpäter erfolgte, zumal 
der oben bezogene Minifterialerlaß weiter beſtimmt, daß hiedurch, nämlich 
durch die Veranlaſſung etwaiger adminiſtrativer Maßnahmen ſeitens des 
gehörig verſtändigten vorgeſetzten Vertretungskörpers, das Executions⸗ 
verfahren in ſeinem geſetzlichen Gange nicht aufgehalten werden ſolle und 
aus dieſer Beſtimmung auch ſinngemäß gefolgert werden muß, daß die 
Verſtändigung des vorgeſetzten Vertretungskörpers von der Bewilligung 
des erſten Exeeutionsſchrittes gleichzeitig mit der Ausfertigung derſelben 
die Zuläſſigkeit der weiteren Executionsführung gegen die betreffende 
Gemeinde geſetzlich bedingt. 

Der Bewilligung des zweiten Executionsgrades mangelt ſonach das 
weſentliche Erforderniß des Nachweiſes des rechtskräftig vollzogenen erſten 
Executionsſchrittes und es mußte deshalb der in Beſchwerde gezogene 
Beſcheid als geſetzwidrig aufgehoben werden. 

Ueber den Reviſionsrecurs des Johann J., in welchem dieſer geltend 
macht, die Miniſterialverordnung vom 29. April 1864, Z. 3563, ſei 
unrichtig ausgelegt worden, denn es heißt darin, daß dadurch das Ere- 
cutionsverſahren in ſeinem geſetzlichen Gange nicht aufgehalten werden 
ſolle, es könne demnach die Unterlaſſung der Verſtändigung von dem 
erſten Executionsgrade der Fortſetzung der Execution nicht hinderlich ſein, 
hat der k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 31. October 
1882, 3. 12.655, die angefochtene oberlandesgerichtliche Erledigung 
unter Hinweiſung auf deren dem Geſetze entſprechende Begründung 
zu beſtätigen befunden, da die in dem Juſtizminiſterial⸗Erlaſſe vom 
29. April 1864, Z. 3563, enthaltene Beſtimmung: „jedoch ſoll hiedurch 
das Executionsverfahren in ſeinem geſetzlichen Gange nicht aufgehalten 
werden“, nur dahin aufgefaßt werden kann, daß, ſobald von der Be⸗ 
willigung des erſten Executionsgrades gegen eine Gemeinde der der Ge⸗ 
meinde zunächſt übergeordnete Vertretungskörper verſtändigt worden iſt, 
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das weitere Executionsverfahren ſtatthat, ohne Rückſicht, ob der erwähnte 
Vertretungskörper etwas zu dem Ende, daß der Kläger befriedigt werde, 
eingeleitet habe oder nicht und auf diefe Auslegung die angefochtene 
oberlandesgerichtliche Erledigung geſtützt erſcheint. Ger.⸗H. 


Titeratur. 


Die Ehetrennungen in katholiſchen Ländern. Von Dr. Karl 
Hugelmann. Wien 1883. Hölder. 
Dieſe, als Separatabdruck aus der Statiſtiſchen Monatsſchrift erſchienene 
Abhandlung gibt ein Bild der Ehetrennungen in denjenigen katholiſchen Ländern, 
in welchen der Divorce geſtattet iſt, nämlich in Belgien, den Niederlanden, der 
Schweiz und den katholiſchen Staaten des deutſchen Reiches. Es find hauptſächlich 
nur Ziffern, welche uns vorgeführt werden, aber dieſe Ziffern gewinnen durch 
die Verbindung mit correſpondirenden Erörterungen über die kirchenpolitiſchen 
und die allgemein ſtaatlichen Verhältniſſe dieſer Länder Geſtalt und Form, ſie 
werden zu einem Stück Geſchichte und liefern gleichzeitig Fingerzeige bezüglich 
des künſtigen Entwicklungsganges. Hiebei ſei nur beiſpielsweiſe der u. A. aus 
dieſen Zuſammenſtellungen ſich ergebenden beachtenswerthen Thatſachen Erwähnung 
gethan, daß in Belgien die Ehetrennungen im Allgemeinen ſelten find, und im 
Zuſammenhange mit der unkirchlichen Bewegung eine zumal in letzter Zeit raſch 
ſteigende Progreſſion beſitzen, während die Treunungsziffer der katholiſchen 
Schweiz — die Schweiz beſitzt überhaupt die ſtärkſte Trennungsziffer von Europa 
(4—5 Percente der Trauungen) — im Vergleiche zu jener Belgiens als eine 
viermal ſtärkere betrachtet werden kann. Dieſer Eontraft erklärt ſich, wie der 
Verfaſſer weiter ausführt, daraus, daß in Belgien die Trennungsfreiheit mitten 
während eines großen ſtaatlichen Umgeſtaltungsproceſſes von außen eingeführt 
wurde, ohne daß der Wille, zu recipiren, dire et auf dieſes Rechtsinſtitut gerichtet 
geweſen wäre, während ſich dasſelbe in der Schweiz als eine Errungenſchaft, als 
das Reſultat eines langwierigen inneren Kampfes darſtellt, in deſſen wechſel⸗ 
vollen Stadien der Siegespreis Jedermann im Volke geläufig wurde. 
Wie alle Arbeiten des Verfaſſers iſt auch die vorliegende ruhig, klar und 


geiſtvoll. —r 


Geſetze und Berordnungen. 


1883. I. Semeſter. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. Officieller Theil. 
Nr. 66. Ausgeg. am 12. Juni. 

Modalitäten der Uebernahme und der Führung des Betriebes der k. k. 
priv. Mähriſchen Grenzbahn durch den Staat. 

Geſetz vom 23. Mai 1883, R. G. Bl. Nr. 83, über die Evidenzhaltung 
des Grundſteuerkataſters. 

Bewilligung zum Baue und Betriebe eines Schleppgeleiſes von der Süd⸗ 
bahnſtation Marburg zu deu dortigen Lagerhäuſern der ſteiermärkiſchen Escompte⸗ 
bank. 23. April. Z. 4900. 

Nr. 67. Ausgeg. am 14. Juni. 
| Erlaß des k. k. Haudelsminiſters vom 31. Mai 1883, Z. 16.474, an die 
Adminiſtration der Erſteu k. k. priv. Donau⸗Dampfſchifffahrts⸗Geſellſchaft, betreffend 
die Anträge der Eiſenbahn⸗Tarifenquete über die Schifffahrtstarife. 
Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 31. Mai 1883, Z. 16.474, an den 
Verwaltungsrath der Oeſterr. Nordweſt⸗Dampfſchifffahrts⸗Geſellſchaft, betreffend 
| die Anträge der Eiſenbahn⸗Tarifenquete über die Schifffahrtstarife. 

Nr. 68. Ausgeg. am 16. Juni. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 28. Mai 1883, Z. 18.777, an 
die k. k. Statthaltereien in Prag und Graz und an ſämmtliche Bahnverwaltungen, 
betreffend die Geſtattung des Eiſenbahntransportes der Sprengmittel Dynamit Nr. I 
und Celluloſe⸗Dynamit A und B aus der Fabrik zu Zamky bei Prag der Dynamit⸗ 
Aetiengeſellſchaft, ſowie des Sprengmittels Rhexit I aus der Fabrik von Borcken⸗ 

ſtein u. Comp. zu St. Lambrecht auf den ungariſchen Eiſenbahnen. 

Erlaß der k. k. Generalinſpeetion der öſterr. Eiſenbahnen vom 15. Februar 
1883, 3. 1958,71, an ſämmtliche öſterr. Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die 
Anbringung von Sicherheitsvorkehrungen auf Brücken, Viaducten 2c. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Vieinal⸗ 
eiſenbahn von Oroshäza bis Toͤtkomlös. 19. Mai. Z. 16.856. H. M. Z. 20.019. 

Nr. 69. Ausgeg. am 19. Juni. 
Geſetz vom 29. Mai 1883, betreffend die zeitliche Befreiung von der 
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Entrichtung der Erwerb- und der Einkommenſteuer für den Betrieb der Schifffahrt | vom Landtage der Markgrafſchaft Mähren votirten Landesgeſetzes, enthaltend die 


zur See mit im Inlande erbauten Dampfern. 
Nr. 70. Ausgeg. am 21. Juni. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 18. Juni 1883, womit 
für Juli 1883 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber 
zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 

Nr. 71. Ausgeg. am 23. Juni. 


Nr. 72. Ausgeg. am 26. Juni. 

Abdruck von Nr 103 R. G. Bl. 

Abdruck von Nr. 104 R. G. Bl. 

Abdruck von Nr. 105 R. G. Bl. 

Nr. 73. Ausgeg. am 28. Juni. 

Abdruck von Nr. 106 R. G. Bl. 

Abdruck von Nr. 107 R. G. Bl. 

Abdruck von Nr. 108 R. G. Bl. 

Aenderung der Statuten der k. k. priv. Prag⸗Duxer Eiſenbahn. H. M. 
3. 2815. 

Bewilligung zur Errichtung einer Aetiengeſellſchaft unter der Firma: 
„Erſte öſterreichiſche Actiengeſellſchaft für elektriſche Beleuchtung und Kraft⸗ 
übertragung.“ 

Agiozuſchlag zu den Fahr- und Frachtgebühren auf den öſterr.⸗ung. Eiſen⸗ 
bahnen. 24. Juni. 


Verordnungsblatt für die k. k. Gendarmerie. 


Nr. 1. Ausgeg. am 28. Jänner. 


Circularverordnung vom 3. Jänner 1883, Nr. 19.291/1078 VI (ex 1882). 
Verlautbarung des Geſetzes vom 24. December 1882, dann der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 26. December 1882, betreffend die Ausnahmsgerichte in 
Dalmatien. 

Nr. 2. Ausgeg. am 3. März. 

Circularverordnung von 6. Februar 1883, Nr. 1973494 IL. Berichtigungen 
der Militär⸗Marſchroutenkarte. 

Circularverordnung vom 16. Februar 1883, Nr. 2511 609 III. Einführung 


Beſtimmungen zur Erleichterung der Militär⸗Einquartierungslaſt in der Mark⸗ 
grafſchaft Mähren. 
Nr. 3. Ausgeg. am 6. Februar. 

Circularverordnung vom 21. Jänner 1883, Nr. 908,166 II b. Zuweiſung 
der Gemeinde Krepitz zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Wodnar, beziehungs⸗ 
weiſe zur Bezirkshauptmannſchaft Piſek. 

Circularverordnung vom 25. Jänner 1883, Nr. 1292, 246 V. Landes⸗ 
geſetz vom 28. December 1882, betreffend die Erleichterung der Militär⸗Ein⸗ 
quartierungslaſt im Königreiche Böhmen. 

Nr. 4. Ausgeg. am 11. Februar. 

Circularverordnung vom 3. Februar 1883, Nr. 1396 255 V. Einführung 
gebührenfreier Aufgabeſcheine für die bei den Telegraphenſtationen in den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern aufgegebenen Staatstelegramme. 

Nr. 5. Ausgeg. am 2. März. 

Circularverordnung vom 24. Februar 1883, Praes. Nr. 271. Ausgabe 
der „Inſtruction zur ärztlichen Unterſuchung der Wehrpflichtigen“ und der „Vorſchrift 
für die Auswahl und Eintheilung der Recruten und Erſatzreſerviſten des 
ſtehenden Heeres und der Kriegsmarine zu den verſchiedenen Waffengattungen und 
Auſtalten“. 

Nr. 6. Ausgeg. am 3. März. 

Circularverordnung vom 20. Februar 1883, Nr. 1445, 267 V. Vorſchrift 

für die Verpflegung des k. k. Heeres, II. Theil; Ausgabe. 
Nr. 7. Ausgeg. am 29. März. 

Circularverordnung vom 4. März 1883, Nr. 3381201 VI. Verlautbarung 
des Geſetzes, betreffend das Verfahren zum Zwecke der Todeserklärung und der 
Beweisführung des Todes. 

Nr. 8. Ausgeg. am 3. April. 

Circularverordnung vom 28. Februar 1883, Nr. 1351 256 V. Ausgabe 

der neuen „Vorſchrift für das Bettenweſen im k. k. Heere“. 
(Fortſetzung folgt.) 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben dem Sectionschef im Miniſterium des Innern Dr. 
Franz Freiherrn von Matzinger taxfrei die Würde eines geheimen Rathes 


gebührenfreier Aufgabeſcheine für die bei den Telegraphenſtationen in den im verliehen. 


Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern aufgegebenen Staakstelegramimſk 
Cireularverordnung vom 25 Februar 1883, Nr. 2991 705 III. Berich⸗ 

tigung der Beſtimmungen der Circularverordnung vom 26. Julk- 1876, Abthg. di 

Nr. 4278 (Normalverordnungsblatt 33. Stück), betreffend die Standesbehandlung 

der in die Gendarmerie neu eintretenden, dann der beveits im Gendarmeriedienſte 

ſtehenden heeresdienſtpflichtigen Perſonen des Mannſchaftsſtandes. 

EN Nr. 3. Ausgeg. am 11. April. 

„ Circularverordnung vom 4. März 1883, Nr. 3381 201 VI. Verlautbarung 
„des Geſetzes, betreffend das Verfahren zum Zwecke der Todeserklärung und der 
„Belge isführung des Todes. 

NER Circularverordnung vom 16. März 1883, Nr. 3864 906 III. Berichtigungen 
„der- Militär⸗Marſchroutenkarte. 

Cireularverordnung vom 31. März 1883, Nr. 4767 1097 III. Berichtigungen 
der Militär⸗Marſchroutenkarte. 
Nr. 4. Ausgeg. am 28. April. 


Nr. 5. Ausgeg. am 30. Juni. 
Circularverorduung vom 8. Juni 1883, Nr. 8392 1969 III. Berichtigung 
der Militär⸗Marſchroutenkarte. 


Verordnungsblatt für die k. k. Landwehr. 
Nr. 1. Ausgeg. am 18. Jänner. 


Nr. 2. Ausgeg. am 18. Jänner. 

Circularverordnung vom 3. Jänner 1883, Nr. 19.291 1078 VI (ex 1882). 
Verlautbarung des Geſetzes vom 24. December 1882, dann der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 26. December 1882, betreffend die Ausnahmsgerichte in 
Dalmatien. 

Circularverordnung vom 8. Jänner 1883, Nr. 19.012 4282 II a (ex 1832). 
Reeruteu⸗Contingentsgeſetz pro 1883. 

Cireularverorduung vom 13. Jäuner 1883, Nr. 189 32 V. Verlautbarung 
des mit der Allerhöchſten Eutſchließung vom 29. November 1882 ſanctionirken, 


Seine Majeſtät haben dem Banquier und Börſenrathe Johann Nicolaus 
Ritter von Scanavi die Annahme des ihm verliehenen Poſtens eines königl. 
griechiſchen Generalconſuls in Wien bewilligt. 

Seine Majeſtät haben dent Bezirkshauptmanne in Hernals Conſtantin 
Habicher taxfrei den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberpoſtverwalter Guſtav Adolph Ritter von 
Vicari taxfrei den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberpoſtcontrolor Lorenz Schug in Linz tax⸗ 
frei den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Poltzeicommiſſär Alexander von Seidel zum Oberinſpector und den Polizei⸗ 
concipiſten Chriſtoph Buſich zum Polizeicommiſſär in Trieſt ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtſecretär Karl Sybold in Linz zum 
Poſtrathe ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtverwalter Karl Fuglemicz in Tarnow 
zum Oberpoſtverwalter ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuerinſpectoren Martin Zieleeky, Johann 
Hönigſchmidt, Joſeph Pan und Karl Lauermann zu Steuer-⸗Oberinſpectoren 
ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſtaſſiſtenten Wilhelm Queiß zum Forſt⸗ 
inſpectiousadjuncten ernannt. 


Erledigungen. 


Officialsſtelle in der zehnten, eventuell Aſſiſtentenſtelle in der eilften Rangs⸗ 
claffe bei den Verzehrungsſteuer⸗Linienämtern in Wien, bis 15. Juli 1884. 
(Amtsbl. Nr. 134.) 

Evidenzhaltungs⸗Geometersſtelle in der eilften Rangsclaſſe im Bereiche der 
galiziſchen Finanz⸗Landesdirectiou, binnen drei Wochen. (Amtsbl. Nr. 135.) 

Einige Forſtverwaltersſtellen in der zehnten und einige Forſtaſſiſtenten⸗ 
ſtellen in der eilften Rangsclaſſe bei der Landesregierung für Bosnien und die 
Herzegowina, bis Ende Juli 1884. (Amtsbl. Nr. 135.) 

Statthalterei⸗Secretärsſtelle für Böhmen, bis 18. Juli. (Amtsbl. Nr. 136.) 

Directorsſtellen in der achten Rangsclaſſe bei den Tabakfabriken in Kla⸗ 
genfurt, Stein und Landskron, Seeretärsſtelle in der achten Rangsclaſſe bei der 
Tabakhauptfabrik in Wien, Controlorsſtelle in der neunten Rangsclaſſe bei der 
Tabakfabrik in Rovigno, binnen drei Wochen. (Amtsbl. Nr. 137.) 


Hiezu als Beilage: Bogen 10 der Erkennt⸗ 
niſſe des kt k. Verwaltungsgerichtshofes. SE 
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